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Warum eigentlich selbstverantwortlich studieren?
Die Hochschulen und auch das Studium sollen reformiert werden. Die Leitbilder für die Reform sind unter anderem kürzere Studienzeiten und geringere Abbruchquoten. Um diese Ziele zu erreichen werden eine Reihe von Reformvorschlägen gemacht, die eine stärkere Reglementierung des Studiums vorsehen.

Unter dem verharmlosenden Begriff „Studium auf Probe“ sind schon dieses Semester die StudienanfängerInnen in Cognitive Science zunächst befristet für zwei Semester immatrikuliert. Die Rückmeldung nach dem zweiten Semester kann nur nach Vorlage einer bestimmten Anzahl Scheine erfolgen, ansonsten müssen zusätzliche Auflagen erfüllt werden (wir berichteten im BASTA-Bulletin Mitte Juli). Mit dieser Regelung soll dafür gesorgt werden, daß potentielle Ab​brecher​Innen frühzeitig aufhören zu studieren, und nicht erst nach drei oder vier Jahren. Die Kosten dafür sind eine Entmündigung der Studierenden, denen die Entscheidung für einen Abbruch abgenommen wird.

Zusätzlich könnte es künftig Realität werden, daß Studierende sich beraten lassen müssen. Natürlich sind dann auch Verbesserungen bei der Beratung geplant, was unbedingt wünschenswert ist. Allerdings erscheint eine erzwungene Teilnahme an einem Beratungsgespräch eher kontraproduktiv. Es ist vielmehr anzunehmen, daß ein gutes Beratungsangebot und damit verbundene reale Hilfemöglichkeiten in Problemsituationen dafür sorgen werden, daß das Angebot freiwillig wahrgenommen wird.

Es werden an vielen Fachbereichen schon Kreditpunktesysteme eingeführt. Wenn diese einfach nur das Scheinsystem ersetzen, ist daran im Grunde nichts auszusetzen. Die Veränderungen der Studienordnungen im Hinblick auf diese Kreditpunkte stehen aber zum größten Teil noch aus. Zum Beispiel sollen die Kreditpunkte die Möglichkeit bieten einen Teil der Zwischenprüfung studien​begleitend zu absolvieren. Das heißt, daß die benoteten(!) Kreditpunkte in die Note der Zwischenprüfung einfließen. Auch das klingt auf den ersten Blick nicht so schlecht, wird allerdings nicht ohne Folgen für die Studienorganisation bleiben. Mit der Frage, ob Scheine dann beliebig oft wiederholt werden dürfen, um die Note zu verbessern, was selbstverständlich nicht gewünscht wird, besteht plötzlich ein noch größerer Regelungsbedarf. Dieser könnte dadurch erfolgen, daß festgelegt wird, in welchem Studiensemester welche Veranstaltungen belegt werden dürfen. Auch mit einer solchen Regelung werden Studierende entmündigt und in die Position von SchülerInnen zurückgestuft.

Zusammen mit der befristeten Immatrikulation und der Pflichtberatung kommt dieses Modell, welches (noch) eine Vision ist, einem Versetzungssystem wie in der Schule ziemlich nahe. 

Aber wie war das damals in der Schule? Man mußte das lernen, was gerade auf dem Lehrplan stand und nicht etwa das, was einen interessiert hat. Der Stoff wurde dann entsprechend so gelernt, daß die Klausur einigermaßen überstanden wurde, und danach vergessen. Falls die Klausur nicht bestanden wurde, mußte die nächste eben entsprechend besser werden und nicht etwa der Stoff so wiederholt, daß man diesen tatsächlich lernt. 

Das Studium ist doch gerade deswegen so toll, weil wir uns aussuchen können, was wir lernen wollen. Natürlich gibt es dafür Grenzen, in dem Maße, in dem die Studieninhalte stark aufeinander aufbauen. Ein gewisser Druck (wöchentlich zu lesende Literatur oder zu bearbeitende Aufgabenzettel oder eine Klausur am Ende des Semesters) kann unter Umständen auch gut für die Motivation sein, das soll hier nicht bestritten werden. Aber es verpflichtet uns niemand zu einem bestimmten Studium und deshalb sollten wir als Studierende auch als mündig genug angesehen werden, die Studienorganisation und die Studieninhalte (in Grenzen) selbst bestimmen zu können. Eigenverantwortlichkeit, Kritikfähigkeit, Kreativität und allgemeine Problemlösungs​kompetenz gehören zum Studium und werden durch größere Freiheit gefördert und nicht durch stärkere Reglementierungen.

Von deutschem Boden darf wieder Krieg ausgehen

Bundestag beschließt deutsche Beteiligung an geplanten Luftangriffen der NATO gegen Jugoslawien

Die Amtszeit der neuen rot-grünen Regierung beginnt möglicherweise mit einer Beteiligung der Bundeswehr an einem Angriffskrieg der NATO gegen die Bundesrepublik Jugoslawien. In der Nacht auf Dienstag, den 13. Oktober, erließ die NATO einen sogenannten Aktivierungsbefehl, der dem NATO-Oberbefehlshaber in Europa ermöglicht, Luftangriffe gegen Ziele in Jugoslawien anzuordnen. Am Freitag, dem 16. Oktober, stimmten auf einer Sondersitzung des alten Bundestages 500 von 580 anwesenden Abgeordneten einer Beteiligung der Bundeswehr an dem Einsatz zu

Die NATO-Drohung mit Luftschlägen erfolgte angeblich, um eine humanitäre Katastrophe in der südserbischen Provinz Kosovo abzuwenden. Dort sind mehr als 100.000 Menschen vor Kämpfen zwischen der albanischen Untergrundarmee UCK einerseits und jugoslawischer Armee sowie Sonderheiten der serbischen Polizei andererseits auf der Flucht. Die NATO verlangt von Jugoslawien die Erfüllung der am 23. September verabschiedeten Resolution 1199 des UN-Sicherheitsrates. Diese fordert unter anderem die Einstellung der Kampfhandlungen, den Abzug der serbischen Truppen, die Rückkehr der Flüchtlinge und Verhandlungen über den künftigen Status des Kosovo.

NATO mandatiert sich selbst

Das Vorgehen der NATO ist ein eindeutiger Verstoß gegen das Völkerrecht. Dieses erlaubt die Anwendung von Gewalt nur, wenn der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen dies ausdrücklich legitimiert hat. Da die Resolution 1199 keine Androhung von Militärmaßnahmen enthält, handelt es sich um einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg. Selbst die Androhung von Luftschlägen verstößt gegen das Völkerrecht. Da Rußland und China (beide ständige Mitglieder des Sicherheitsrates mit Vetorecht) Luftangriffe auf Jugoslawien ablehnen, hat die NATO sich selbst legitimiert. Damit wurde ein gefährlicher Präzedenzfall geschaffen, der ein wichtiges Prinzip des Völkerrechts in Frage stellt. Da Jugoslawien wenige Stunden nach dem Erlaß des Aktivierungsbefehls dem Druck der NATO nachgegeben hatte, scheint die Kriegsgefahr vorerst gebannt. Der NATO-Rat verlängerte allerdings den Aktivierungsbefehl am Freitag bis zum 27. Oktober. Anscheinend soll die Drohung mit Luftangriffen gegen Jugoslawien über einen längeren Zeitraum aufrechterhalten werden.

Die Hoffnungen auf Abrüstung und eine friedlichere Politik nach dem Zusammenbruch des Realsozialismus haben sich nicht erfüllt. Wie schon bei der Osterweiterung geht es der NATO darum, strategische Interessen mit militärischer Gewalt durchzusetzen. Ein politisches Konzept für eine Lösung des Kosovo-Konflikts fehlt völlig. Die realistischste Lösung – eine Einbindung des Kosovo in den rest-jugoslawischen Staatsverband mit weitgehender Autonomie – wird durch Luftangriffe der NATO bzw. die Drohung damit nicht wahrscheinlicher. Die UCK beharrt auf einer staatlichen Unabhängigkeit des Kosovo und verfolgt die Strategie, durch Überfälle auf die serbische Polizei einen serbischen Gegenschlag und damit Luftangriffe der NATO zu provozieren. Am vergangenen Samstag wurden bei einem Überfall drei serbische Polizisten getötet. Insgesamt seien nach serbischen Angaben innerhalb von fünf Tagen 40 derartige Überfälle verübt worden. Die jugoslawische Armee stoppte daraufhin ihren Abzug und startete eine Vergeltungsoffensive.

Die Scheinheiligkeit der NATO-Politik wird nicht zuletzt daran deutlich, daß man der jugoslawischen Regierung etwas vorwirft, was die türkische Regierung seit Jahrzehnten in weitaus größerem Ausmaße betreibt. Die Armee des NATO-Mitglieds der Türkei führt seit Jahren einen Vernichtungskrieg gegen die kurdische Zivilbevölkerung, durch den mehrere tausend Dörfer zerstört und mehrere Millionen Menschen vertrieben wurden. Die Türkei nimmt einen traurigen Spitzenplatz bei Menschenrechtsverletzungen ein. Regelmäßig kommt es zu völkerrechtswidrigen Interventionen der türkischen Armee in den Nordirak. Jetzt droht die Türkei dem Nachbarland Syrien wegen der Unterstützung der kurdischen PKK-Guerilla mit Krieg und gefährdet damit die Stabilität der gesamten Nahost-Region. Diese Politik wird offenbar durch die westlichen Staaten gebilligt.

„Politikwechsel“ in Deutschland: Neue Gesichter – alte Politik

Wie schon 1914 und 1941 ist es das Ziel der deutschen Außenpolitik, den jugoslawischen Staat zu schwächen bzw. aufzuteilen. Die UCK ist u. a. auch aus Deutschland aufgerüstet worden. Wie das ARD-Magazin „Monitor“ im September berichtete, lieferte der bundesdeutsche „Militärische Abschirmdienst“ (MAD) 1990 und 1991 Funkgeräte und Überwachungstechnik an den albanischen Geheimdienst. Teile dieser Lieferung wurden direkt an albanische Freischärler im Kosovo weitergeleitet – ein klarer Verstoß gegen das MAD-Gesetz, nach dem der MAD ausschließlich zum Schutz der Bundeswehr und zur Spionage-Abwehr tätig werden darf. Auch der Bundesnachrichtendienst war nach den Angaben, die durch Recherchen der Zeitung „The European“ bestätigt wurden, an der Aufrüstung der UCK beteiligt.

Die NATO will also einen Konflikt mit militärischer Gewalt lösen, zu dessen Entstehung sie mit beigetragen hat. Diese Politik findet auch die Zustimmung der rot-grünen Bundesregierung. Auf der Sitzung des alten Bundestages am 16. Oktober kam eine große Mehrheit für eine Beteiligung der Bundeswehr an dem NATO-Angriff zustande. Bei der SPD gab es 21 Nein-Stimmen (bei 198 Ja-Stimmen), bei den Grünen, die mal eine pazifistische Partei gewesen sein sollen, 29 Ja-Stimmen, 8 Enthaltungen sowie 9 Gegenstimmen. Alle 29 anwesenden Abgeordneten der PDS stimmten gegen die Vorlage der (alten) Bundesregierung. Da SPD und Grüne zur Zeit häufig von außenpolitischer Kontinuität reden, war bereits das Schlimmste zu befürchten. Daß die Grünen allerdings einem NATO-Einsatz ohne Mandat des UN-Sicherheitsrates zustimmen und damit eines ihrer wichtigstigten Prinzipien über Bord werfen, läßt für die Zukunft nichts Gutes erwarten. Daß J. Fischer angesichts des Bundestagsbeschlusses behauptete, daß das Gewaltmonopol des UN-Sicherheitsrates nicht ausgehebelt werden dürfe, kann nur als schlechter Schwerz aufgefaßt werden, denn genau das ist im Bundestag beschlossen worden. Die Entscheidung der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen dürfte allerdings bei der Basis der Partei auf erhebliche Kritik stoßen.

Daß Hilfe für die albanischen Flüchtlinge bei dem NATO-Einsatz so gut wie keine Rolle spielt, wird nicht zuletzt an der deutschen Asylpolitik deutlich. Bis vor kurzem gab es in der Bundesrepublik keinen Abschiebestopp für AlbanerInnen aus dem Kosovo. Die Abschiebungen wurden im September nur deswegen ausgesetzt, weil ein EU-weites Landeverbot für die jugoslawische Fluggesellschaft JAT erlassen wurde und deshalb nicht mehr nach Jugoslawien abgeschoben werden kann.

Internationalistischer 
Arbeitskreis Nahost

Im folgenden drucken wir die Vorstellung der Initiative „AK Politische Zusammenhänge“ ab, die im offiziellen, vom AStA herausgegebenen Ini-Reader unterschlagen wurde:

AK Politische Zusammenhänge

Ihr findet es wahrscheinlich auch hart, in dem Informationsdschungel, den die BILD-Zeitung täglich rausbringt, einen Überblick zu gewinnen. Aus diesem Grund haben wir uns während des letzten Streiks zusammengefunden.

Da dieser Streik sehr spontan ausgerufen wurde, fehlte der Studierendenschaft meist die notwendige Argumentationsgrundlage und es blieb bei allgemeinen Unmutsbekundungen. Schlagworte wie Globalisierung, Neoliberalismus und Bildungsnotstand lassen einen vor dem Hintergrund von sogenannten Sachzwängen nur erahnen, daß hier ein Mechanismus greift, den die meisten von uns nicht verstehen, bei dem wir aber schon gar nicht am Hebel sitzen.

Wir versuchen uns und anderen in Diskussionen und durch Referate einen Überblick zu verschaffen (um bei einem neuerlichen Streik nicht wieder im Regen zu stehen!). Neben der Hochschulpolitik behandeln wir auch alternative Bildungssysteme und andere gesellschaftliche Themen. Wir ver-anstalten öffentlich wirksame Aktionen und planen für das kommende Semester (WS 98/99) ein Kolloquium zu (hochschul-)politischen Themen, einschließlich einer Einführung in die Unipolitik (Gremien, BAföG, Hochschulrahmen-gesetz u.a.).

Die Termine für unser wöchentliches Treffen und das Kolloquium findet Ihr im BASTA-Bulletin (liegt in der Mensa aus).

Erste Diskussionsrunde:

Bildungsutopien und –realität

Di. 27 Oktober 98, 19.00 Uhr,

Raum 211 (Schloß) 

Veranstaltungshinweise:

Antifaschistische Videofilmreihe 1998

29. Oktober

Jenseits des Krieges. Wehrmachtsausstellung. R. Beckermann, BRD 1998, 117 Min.

12. November

Die Feuerprobe. 

Erwin Leiser, BRD 1996, 85 Min. 

In der Kaiserstr. brannten die Häuser.

Reichspogromnacht in Nürnberg.

Ullabritt Horn, BRD 1994, 10 Min.

(Weitere Termine folgen)


GG Art. 25 [Völkerrecht]


Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind Bestandteil des Bundesrechts. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.


GG Art. 26 �[Kein Angriffskrieg]


(1) Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen.


StGB §80 Vorbereitung eines Angriffskrieges.


Wer einen Angriffskrieg (Art. 26 Abs. 1 GG), an dem die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sein soll, vorbereitet und dadurch die Gefahr eines Krieges für die Bundesrepublik Deutschland herbeiführt, wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder mit Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren bestraft.


StGB §80a Aufstacheln zum Angriffskrieg.


Wer im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes öffentlich in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften (§11 Abs. 3) zum Angriffskrieg (§ 80) aufstachelt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.





„POPULATION:


NINE BILLION


- ALL BORG!“





Hitlers williger Vollstrecker


Theodor Saevecke angeklagt des 15 fachen Mordes


Am 13. Oktober ab 15.00 Uhr machten AntifaschistInnen aus Bochum vor dem Militärgericht in Turin anläßlich der Prozeßeröffnung, auf die Karriere Saeveckes als Staatsdiener und die Kontinuität des Nazi Einflusses in der BRD, aufmerksam. Zeitgleich hielten AntifaschistInnen aus OS in Bad Rothenfelde, dem Wohnort des Angeklagten, eine Kundgebung ab.


In Bad Rothenfelde haben an dieser vom Antifa-Archiv OS durchgeführten Kundgebung vor allem Menschen aus dem Umfeld der Hochschulgruppen Kleine Strolche/ForscheFrauen teilgenommen. Unser Transparent (Aufschrift siehe Überschrift), aufgespannt an der Bahnhofstraße. Ecke Buchholzstr. (Saevecke lebt Buchholzstraße 4) sorgte für erhebliches Aufsehen: reges FußgängerInnenaufkommen, Grüppchen diskutierender NachbarInnen und im Schritttempo vorbeifahrende Autos. Sicherlich hat auch das wie immer überdimensionierte Polizeiaufkommen dazu beigetragen, daß wir nicht zu übersehen waren und unsere Flugblätter aufmerksam gelesen wurden. Sogar die NOZ brachte einen, wenn auch spärlichen Beitrag über die Aktion.


Saevecke war 1943 Chef des Außenkommandos der Sicherheitspolizei der Nazibesatzung von Mailand. In dieser Eigenschaft ließ er am 10.08.1944 15 italienische Partisanen erschießen. Es handelte sich um einen Racheakt für einen Anschlag auf einen deutschen LKW, bei dem der Fahrer leicht verletzt wurde, aber niemand zu Tode gekommen ist. Neben dieser Tat ist Saevecke vor allem für die Deportation von ca. 2000 Menschen, WiderstandskämpferInnen und JüdInnen in deutsche Vernichtungslager verantwortlich. (Hintergrund sie Nr. 7 der Zeitung „42“) Saevecke wurde in der BRD nie vor Gericht gestellt.


 (Fortsetzung nächste Seite)








(Fortsetzung Saeveke) Zweimal gab es halbherzige Ermittlungen durch „Alte Kameraden“, ehemalige Nazi-Richter, die auch in der BRD ihr Amt weiterhin unbehelligt ausüben konnten, die zu keiner Anklage führten. Eine Verurteilung in Turin wegen 15 fachen Mordes hätte keinerlei unmittelbaren Folgen, da deutsche Staatsangehörige nicht ans Ausland ausgeliefert werden und eine Tat kein zweites Mal in Deutschland verhandelt werden kann. Für Naziverbrecher gibt es keine Ausnahmeregelung.


Im Winter  wird das Antifa-Archiv OS in Kooperation mit der Bochumer Antifagruppe F.A.U.S.T. zum Thema Nazi-Kontinuität eine Veranstaltung durchführen. Wir hoffen auf reges Interesse.


Antifa-Archiv OS





Türkischer NATO-Soldat bei der Erfüllung seiner „humanitären Pflicht“ (Foto: The European)





Impressum: Das BASTA-Bulletin wird herausgegeben von: BASTA, dem alternativen Studierendenausschuß der Liste Regenbogen. Auflage: 300 Exemplare, Kontakt: Alte Münze 12, 49074 Osnabrück, Intenet: http://basta.home.pages.de, e-mail: trichter@uos.de. 


Der BASTA ist ein Zusammenschluß der Hochschulgruppen „HONK“, „Verlorene Kinder“, „Grüne Hochschulgruppe“, „ForscheFrauen“ und „Kleine Strolche“. Der BASTA will der unpolitischen Servicearbeit, die der AStA seit 3 Jahren leistet, eine engagierte Alternative entgegensetzen. Treffen: Mittwochs, 15.00 Uhr im Café Mano Negra, Alte Münze 12








Der AK Politische Zusammenhänge trifft sich ab dem 3.11. wieder jeden Dienstag um 19.00 Uhr im Café Mano Negra, Alte Münze 12
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